
Aktenzeienen:

&......BLZZZEÄ

Verkündet
_

am 25. April 1963

I m 'N'a m e_n_ äe e V_ollsk e e_

_In Sachen

IBeklagten und'Reeieionsklägerin,

".gegeh

Klägerin und Reviéionsbeklagte,

hat der 4;*senat desBuhdee$oziälgerichtsauf die
mündliche Verhandlung vom 25 April 1963, an der

mitgewirkt haben

Senetspräeident Dr. B r 0 c k no f f

_
als Voreitze■der5

.Bundesrichter “Dr. S c h w a.n k h a r t und

Eundesrichter .
Dr. S ein u b e_r t-

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter B l u m * ' _— und

Bundessozialrichter Dr. E n g e 1 s
" " als ehrenamtliche Beisitzer,

' für Recht erkanntz_“‘ ?

_
Die Revision der Beklagten gegendes'Urteil des

_Lendessoz1a1ger1chts Rheinland— Pfalz vom 51. Januar

-1962 wird zuruckgeW1esen.3_;_Hf?7349w«*-

Die
Beklagte

hat der
Klägerin die

außerger10ht11—
;Chen Kosten.dee_Revieipnsverfahrene zu erstatten
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E.éiéseienéi-'

Die am 5.
März 1906 geborene Klägerin war früher versiche—

rungspfl1ohtig beschäftigt gewesen.
Später hat sie sieh

weiter versichert, insbesondere hat sie für die Jahre 1949

bis 1955 jeweils rechtzeitig 26 Wochenbeiträge unü«zuletét

für das Jahr 1956 52 Wochenbeiträgé der Klasse II mit dem _
Jahresaufdruok 56 entrichtet. Im Jahre 1958 leistete sie ' ■'

9 Monatsbeiträgefür 1957und4 für 1958. "

[Im November 1958 beantragte die Klägerin die GeWährungvon
Versiohertenrente wegen Berufsunfähigkeit. Die Beklagte

_léhnte den Antrag zunächst durch Bescheid vom 19. Januar

1959 wegen fehlender Berufsunfähigkeit ab. Hiergegen erh0b

die_Klägerin Klage vor dem Sozialgericht (SG) Speyer. ,

Nachdem eine im Oktober 1959 durchgeführte Unter$uchung eine
3Verschleohterung des GesundheitszustanäeS ergeben hatte,

bewilligte die Beklagte die begehrte Leistung vom 1. Okto-
fber 1959 an. Die Rente wurde jedoch lediglich nach neuem
Recht berechnet und in Höhe von 10,10 DM monatlich gezahlt,
obwohl die Klägerin im Frühjahr 1960 noch 5 Beiträge zu

'„je 14‚——DM für das Jahr 1958 na Chentriohtet hatte. Die
Beklagte hielt diese Beiträge für unwirksam, weil sie nach

Eintritt der Berufsunfähigkeit_geleistet worden waren, so
'daß eine Vergleichsberechhung nach Art. 2 5 42 des Arbei-
7terrentenver51cherungs—Neuregelungsgesetzes vom 23. Februar—

_1957 (ArVNG) nicht zulässig sei._ :

""Das SG hat-dia Beklagte-verurteilt. der Klägerin-ab 1.
Oktober 1959 Rente wegen Berufsunfähigkeit mit der Maßgabe

zu gewähren, daß die Rente gemäß Art. 2 5 42_ArVNG zu be—

Ireohnen und der höhere Betrag zu zahlen ist. Die Berufung
‚_aer Beklagten ist erfolglos geblieben. Die Vorinstanzen

- waren übereinstimmend der Auffassung. die Entrichtung der
_15 Beiträge im Jahre 1960 für-■as'Jahr 1958 Sei wegen des
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_ 3 _

schwebenden Rentenstreitverfahrens zulässig gewesen. Damit

seien sämtliche Voraussetzungen für die Vergleichsberechnung

nach Art. 2 9 42 ArVNG erfüllt, nachdem nunmehr_auch ab 1.
Januar 1957 für jedes Kalenderjahr Vor dem Kalenderjahr des

Versicherungsfalls für mindestens 9 Monate Beiträge entrich—

tet seien.

DasLandessozialgericht(LSG)Rheinland-Pfalzhat in seinem-
Urteil die Revision zugelassen. Die Beklagte hat dieses Rechts-

mittel eingelegt mit dem Antrag,

das Urteil des LSG vom 31. Januar 1962 und das Urteil-

des SG vom 23. Mai 1960_aufzuhehen und die Klage abzu—

weisen.

Sie rügt unrichtige Anwendung der 55 1419 ff Reichsversiche—

rungsordnung (RVG). Im Gegensatz zum früheren Recht sei es
nach 5 1419 EVO i.d.F. des ArVNG nicht mehr zulässig, nach
Eintritt der Berufsunfähigkeit freiwillige Beiträge für Zeiten

_
vorher nachzuentrichten, wenn die Berufsunfähigkeit im-Laufe

des Bentenüerfahrens eingetreten sei._@ 1419 EVO werde in

5 1420 RVG nicht mehr erwähnt, während im @ 1444 Abs. 2 EVO

aF @1443EVOaF ausdrücklich mit aufgeführt werden sei. Die-
se Ablehnung der früheren Nachentrichtungsmöglichkeit im

neuen Recht hänge mit der Streichung der bisherigen Vorschrif—
ten über das Erfordernis einer Erhaltung der Anwartschaft

zusammen. Jetzt könne die Anrechenbarkeit früherer Beiträge

im allgemeinen nicht mehr verlorengehen. Deswegen sei nun-
mehr das ausnahmslose Verbot der Nachentrichtung freiwilli—

ger Beiträge nach Eintritt des Versicherungsfalls nicht un—
billig. Da die Klägerin sich auch nicht rechtzeitig zu einer

Beitragsentrichtung bereit erklärt habe, seien die von ihr

im Jahre 1960 für 1958 nachgebrachten Beiträge unwirksam.'

\

Die Klägerin beantragt,

die-Revision zurückzuweisen,

da das angefochtene Urteil richtig sei.
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'Dntscheidungsgrgndgi

Die forms und fristgerecht eingelegte und begrünäete sowie

nach 5 162 Abs. 1 Nr. 1 des 3021a1ger1ehtsgesetses (SGG)

'statthafte Revision konnte keinen Erfolg haben. Der vom LSG
ivertretenen Rechtsauffassung ist im Ergebnis beizupflichten.

__
Nach Art. 2 ä'42 ArVNG ist bei Versicherungsfällen, die in

iffäer Zeit vom 1. Januar 1957 bis 51. Dezember 1961 eintreten,

“=[die R.... nach den
vor dem 1. Januar 1951 geltenden Vor-

_
schriften über die Zusammensetzung una die Berechnung der

Renten einschließlich des Sonderzuschusses des 5 36 Abs. 1

Veus den bis zum 31. Dezember 195 6 2urückgelegten_ Versiche—
■rung32e1t

en zu berechnen, wenn es für äen Berechtigten
gegr-

über der Berechnung der Rente nach neuem Recht günstiger

ist. Das ist bei der Klägerin der Fall, da die beitragsge—

“_jrechte Rente
nur 10,10 DM monat lich beträgt. Dies gilt je—

ifdoch nur, wenn aus den vor dem 1. Januar 1957 entrichteten
' Beiträgen 11e Anwartschaft zu diesem Zeitpunkt nach den bis
" &ahin geltenden Vorschriften erhalten war, und ab 1. Januar

1957 fur jedes Kalenderjahr
vor nem des Versicherungsfalls '

"für'mindestens 9 Menate Beiträge entrichtet werden sind.

'Die Klägerin hatte die Anwartschaft aus ihren vor dem1.
Januar 1957 geleisteten Beiträgen zu diesem Zeitpunkt er—

_halten.’$ie erfüllt aber auch auf Grunä der Rachentrichtung

-äie weitere_Voraussetzung, daß ah_1. Januar.1957 für jedes
Kalenderjahr

vor dem des Versicherungsfalls (1959) mindesten;

_9 Monatsbe1trage vorliegen. Denn der AuffasSung der Beklag—
"ten, daß die NaChentrichtung im Jahre 1960 unzulass1g ge—

”wesen sei, weil die Klägerin nach den nicht ang_egrilfenen

_und für das Revisionsgericht bindenden FestSte11ungan in-

.;zwischen,_ d. h. im Verlauf des Rentenverfahrena, berufsun—
Ü' fähig geWcrden war, kann nicht gefolgt werden.

■inerzu haben die Vorinstanzen au8g9führt‚ Sinn und
Zweck

.
"” der neuen Vorschriften der 95 1419 ff EVO ergäben ganz

3111
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_5_'

gemein, daß damit die früher mögliche Nachentrichtung von Bei—

trägen nach Eintritt des Versicherungsfalls für eine vorherge—

hende Zeit, falls ein Rentenverfahren schwebt, nicht beseitigt

werden sollte. Daran ist richtig, daß nach ä_1442 Abs. 1_RVO
aF Pflichtbeiträge und freiwillige Beiträge unwirksam waren,

wenn sie nach Ablauf von zwei Jahren nach Schluß des Kalender—
jahres, für das sie gelten sollten, entrichtet wurden; nach '

@ 1443 EVO aF durften ferner freiwillige Beiträge und Beiträge
über die dem Arbeitstérdienet entsprechende Klasse nach Ein-
ltritt des Versicherungsfalls der Invalidität oder des Todes

nicht mehr entrichtet werden. Nach @1444 Abs. 1_RVOaF stand
jed00h der Ehtrichtung der Beiträge im Sinne der 55 1442, 1443
u.a. eine Bereiterklärung gleich, wenn demnächst die Beiträge
in einer angemesSenen Frist entrichtet wurden, und nach Abs. 2

dieser VorSchrift wurden in die Fristen der 55 1442, 1443 nicht

eingerechnet Zeiträume, in denen eine Beitragsstreitigkeit oder

ein Verfahren über einen Rentehanspruoh schwebte. Damit konnten

auch noch nach Eintritt der Intalidität zu einer Zeit, während

der ein Verfahren über einen Ihvalidenrentenanspruch schwebte,
freiwillige Beiträge entrichtet werden, wenn der Versicherte

bei Stellung des Antrages auf Invalidenrente noch nicht inva—

lide war. Der Wortlaut des 5 1444 Abs. 2 BVG aF war allerdings

nicht ganz eindeutig, wenn er von einer "Frist" des 5 1443 EVO

aF Sprach, da diese Vorschrift in Wahrheit eine solche nicht
enthielt, sondern nur einen Zeitpunkt, nämlich den des Ein—

tritts des Versicherungsfalles..Der Gesetzgeber hatte jedoch,

wie aus dem Sinn und Zweck dieser Vorschrift sowie aus

ihrer Entstehungsgeschichte folgt (vgl. BSG 6, 136, 138),
offenbar den Zeitpunkt des_Eintritts des_Versicherungsfalls

als den Endaeitpunkt einer Frist angesehen, innerhalb welcher

freiwillige Beiträge entrichtet werden durften. '

Demgegenüber sind jetzt, während 5 1442 Abs. 1 BVD aF bei der

Bentenreform unverändert als @ 1418 Abs. 1 BVG übernommen

worden ist, die @@1443 und 1444 EVO aF durch das ArVNG neu
eefeßt und geändert werden. @1419 Abs. 1 RVO_bestimmtnunw
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mehr, daß freiwillige Beitrags und Beiträge der Höherver—
' Sicherung nach Eintritt der Berufsunfähigkeit, der Erwerbs—3

unfähigkeit Oder des Todes für Zeiten vorher nicht mehr ent—

richtet werden dürfen. Dabei iSt auch noch der frühere
__

5 1444 Abs. 1 Nr. 2 EVO aF in jene Vorschrift hineingearéffé

beitet_worden.Naeh5 1419Abs.2 RVGgilt der ersteAbsatz
dieser Bestimmung nicht, wenn sich der Versicherte vorher

_' gegenüber einer zuständigen Stelle zur Entriohtung von Beier

_trägen für diese Zeiten bereit erklärt hat und_die Beiträge

__
binnen angemessener Frist geleistet werden. Nach dieser

J Neufassung glaubte der Gesetzgeber ersichtlich, in dem dem
5 1444 RVO;&F entsprechenden @ 1420 EVO sowohl in dessen
Absatz 1 als auch in dessen Absatz 2 nicht mehr auf % 1419

RVGverweisen zu müssen. Demgemäßheißt es jetzt in 5 1420
EVO nur, daß u.a. die Bereiterklärung “der Entrichtung der

Beiträge im Sinne des 5 1418" gleichsteht, und in Abs. 2‚"

.daß Zeiträume,_in denen eine Beitragastreitigkeit im Vorf7
verfahren oder im Verfahren vor den Sozialgerichten oder

“in denen ein Verfahren über einen Rentenahspruch schwebt,

ua in die Nachentrichtungsfrist des 5 1418, nicht eingerech—

net werden. Mithin ist jedenfalls nach dem Wortlaut dieser
_Vorschriften die'früher zulässige Nachentrichtung nach Ein-
"tritt des Vereicherungsfalls bei schwebenden Verfahren be-

seitigt. '

_Gleiohwohlerscheint es nicht eindeutig klar, ob damit wirk-
lich eine saChliche Änderung gegenüber dem bisherigen
Rechteetand

beabsichtigt war. In dem Regierungsentwurf zur

Rentenrefprm (BT—Drucks._■r. 2437) heißt es zu 5 1420 EVO
nur: "Die Regelung entspricht dem geltenden Recht. Abs. 2

. wurde mit Rücksicht auf die Vorschriften des BSG anders
ggefaßt. "‘Dies könnte dafür eprechen‚ daß es bei der bishe—

.rigen Rechtslage bleiben sollte. Zu Recht weist die Beklag—'
te indes darauf hin, daß die Frage des Rechts zur Nachent—

4 richtung von_freiw1llig&h Beiträgen für den Fall, daß der
'9 Versicherung5fall während eines Beitrags— oder Rentenver—
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_ 7 _

fahrens ein tr at, nach früherem Recht vor allem wegen der Not—
wendigkeit der Erhaltung der Anwartschaft Bedeutung hatte. Mit

* der Beseitigung des Erfordernisses der Anwartschaftserhaltung

acer war der Hauptahwenduhgsbereich der früheren Vorschrift

des 5 1444 Abs. 2 BVG entfallen.

Indes bedarf
es hier keiner abschließenden Bhtsöheidung die—

ser Fr age. Jedenfalls erscheint
es nicht gerechtfertigt, wie

die Beklagte es W111 (ebenso VerbKomm. 6. Aufl. @ 1290 Anm. 6
III b), jet2t die früher vorgesehene Nachhr1ngunvsmoglichke1t

von fre1w1111gen Beiträgen schlechthin nicht mehr zuzulassen‚

1sen n der Ver51cherungsfall im Laufe eines Rentenverfahrens

eingetreten ist. Das Motiv, des der bisherigen Regelung zu—

5runde lag, Wonach grundsätzlich die Zeit eines schWehenden

Beitrags — oder Rentenverfahrens in die Nachentrichtungsfrlst

_.euCh dann nicht einzurechnen war, wenn zwischenzeitlich der

-_Vers1oherungsfall eingetreten war, kann heute in manchen
iFallen noch genauso wirksam sein wie früher. Danach sollten

-alle' Versicherten geschützt werden, die in der Überzeugung.

"die ge3etzlichen_Voraussetzungen für eineh.Rentenanshruoh zu
erfüllen, einéh'Bentenanspruch erheben" una Während des Renten—

verfahrens keine Bei träge mehr entrichten, weil sie dies auf
Grund ihrer Beurteilung der Sach— und Rechtslage nicht mehr

ffür erforderlich halten. 9 1444 Ahe._2 BVDaF wollte die Erfah—
rungstatsache heruoksichtigen, daß in der Regel whhrend eines

Streitverfahrens weitere freiwillige Beiträge nicht .mehr ent—

richtet wurden (AN 1912, 1191;EuM 2, 312 und 40, 491). Die

Frage der ausnahmsweisen Zulässigkeit der
Nachen■trichtung

von freiwilligen Beiträgen neo h Eintritt des Versicherungs-

falls ist aber in3besondere in den Fällen der erst kurz vor

der Verkündung des ArVNG eingefugten Ubergangs10rschr1ft des
'1r1. 2 @42 ArVNGweiterhin von wesentlicher Bedeutung, falls

hier Während eines schwebenden
Beitrags— oder Bentenverfahrens

weitere freiwillige Beiträge nicht mehr entrichtet weäden‚
Iweil bei ZW1schenaeitllchem Eintritt des Versicherung falls

‘ic wahrung der Vergle1chsberechnung nur moglich
1s{,

Wenn
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jährlich mindestens neun Deiträge seit dem 1. Januar 1957
bis Zu dem Kalenderjahr vor_dém Kalenderjahr des Versiche-

rungsfalls entrichtet sind. Diese Voraussetzung für die Ge-

währung der Vergleichsrente entspricht weitgehend den.frühe—

ren V0rschriften über die Notwendigkeit der Anwartechaftser-

.haltung (@ 1264 RVO aD). wobei die zahl der zu entrichtenden

«Monatsbeiträge sogar noch erhöht werden ist (BSG 11. 254,
3256; 15, 271, 279). Unter diesen Umständen beateht insoweit
.kein Anlaß, an dem früheren Rechtsaustand nicht mehr festzu— ‘

halten (vgl„ auch Niemann, Sonera 1960, 345). Unter Berück—

-siohtigung der erwähnten Interessenlage des Versicherten

ergibt sich aus der Tatsache, daß weder in der nachträglich
eingefügten Vorschrift des Art. 2 © 42 ArVNG noch an anderer
Stelle dieses Gese■mseiné Ausnahme von 5 1419 EVO (entspre-

chend demfrüheren_5 1444 Abs. 2 in verbindung mit 9 1443
RVG aF)-für Fälle_der Vergleichsberechnung'zugela3sen ist.
eine Gesetzeslücke, die von den Gerichten durch ergänzende:

Rechtsfindnng im Sinne und nach den Zweck der‘ergänzungebe-

-dürftigen Vorschrift geschlossen werden.kann und muß (BSG 2,
164, 168), und zwar in der Form, daß an dem in BSG 6, 136

_'ausge5prochenen Grundsatz fest2uhalteh ist. Danach dürfen
.

-A.freiwillige Beiträge zur Rentenversicherung nach Eintritt

-der Beruf3unfähigkeit zu einer.Zeit, in der ein Verfahren

über einen Rentenanspruch schwebt, noch wirksam entrichtet

werden, wenn der Versicherte bei Stellung des Rentenantrags

_
noch nicht berufs- oder erwerb$unfähig war, soweit davon '

"jdie Anwendbarkeit des Art. 2 9 42 ArVNG abhängt.

Die danach anzunehmends Zulässigkeit der Nachentriohtung hat

_Zur Folge, daß die Klägerin die Voraussetzungen dieser Vor—

schrift _nunmehrerfüllt. Dasbedeutetzugleich, daßihr_
-die höhere Dante nach_altem Recht vom Eintritt ihrer De—'

.rufsunfähigkeit an zusteht. Diese Auffassung hat der Senat

bereits früher vertreten (BSG6. 136,_141). Sie geht auf
eine entsprechende langjährige_Rechtsprechung des früheren
ReiChsversicherungsamt3 (EVA) ZurÜCK (vgl. AN 1894, 79 ;
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„eva Nro;391 NuM &O NB9) Danach hat die Neeher7ngung ven

seltragen die Wirkung? daß sie fur den Rentenbeg1nn Se ensum

essen Sl■d als ob Sie essen in äem Zeitpunkt VBTNGÜÜQÜworas- j{"”"'

_
fen? 1ur den Sie selten sollene_Dles hat ses PJÄ suc„ fur

:
lf€7Wllllge Be7trage anerkannt (@hr@5T96 _N1'19 196 som

1w1e'schreaben des BVA vom 29 4 193 ' AN 10393 2” -ebenso Hart”; }f'”

l..
„.

l
i

.

neth Deutscss Inval3den—VGN 10herung “”I?“ 19“6 391 sow1e_:
.319Y fLY Breli■aüpb 79533 60) Durften die N1rkunbsp einer

_ __nsontrsgl10hen Be1tragsentrlshuung erst im se1tsur&■ der yet“ _i■«_äa”

_sech110hen Entr10htune eintreten? eareen s10h vor allem sei

ist eher nicht engang1 den Vers1emerten enter den Verseumnlsmiji■fiä“

_„es_des Be1tregsschuldners le1den zu lassen und sense Bange nurpffj; f*

desnslb spater beginnen zu lassen? und zwar 8thedew ganz (som 74162$9*

h1ervon ä1e Erfullung der Wartezelé ebhs■ä■) eäer each New?_ £j“"'

"""1bfseen9 due vom Arsevtgeber abzuvueren mind? zur Anerkennung;jf;gäWj

„JTET RMCKW1T£UBg verehrt haben5 breflen 1näes enteeven der ‘£__

‘Uffassung von Scheerer$ Serers 1962 368 Vielfach ln elelm ; fjj?Ü"

eher Welse fur Efl1oht0e11rege zu5 d1e von der Vers10herte3 '"Y__ _.
_(„„Da versicherunespfllcnul en Selbstsndlven) s;lbs„_sufzeertna;g i ;"

en s1nd5 sow1e
suf_freiwxlllgs Belursge$IngÜesÜndere bEl___-“***“&;

letsteren lassen s10b ebenfalls Falle eeneens be; essen een
_

„elslcherten an der rechtzeltleen Entr10btuns der Beitrags kein

Vers hulden oder kein erhebl10hes Verscnuldem tr1fit Else m1ré

vor allem dann der Fall Sél■$ wenn 2 _& der \7‘erszlrslq.erunf—v"er.:rs‚g«z:‚r:@-_f_f_ ff,._'Äf_ i

Nechentr1chtung von Pfllehubeltregena_äle vom A”ü€ltéeber sem_

ehuldst werdeng_Ruokw1r■ung be12umessenaielne solche see? ??£u„_;g_;ai

_leheen bei der Nschentr10ntung von Pfl10etbeltregesagdle ser

5Verslenevte selbst eu15vbr1ngen hs■ isaer be7 ser N eaestrle■m. '

„mes von fre1w1111gen Bemtragen„„lp den maßgebeeäen gesetzllw

C%@e £€%N m%eswgß.agä‚eä■e%■■‚■aä \ä& ä&ve® g@ä&gs '©%._ el■e

_.‚_' i
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Nachentrichtung RückWirknng
hat

cder nicht. Wenn daher in de1

' Rechtsprechung im Wege der Bortbiléüng äes Be0hte der Grunä—f

setz entwickelt worden ist, daß Pflichtheiträge im Falle _aéf

Naehentrichtung so zu behandelh.sihd,.ale ob_sie wäh1ehd der
Zeit, für die sie entrichtet sind, geleistet werden sind, so

muß dies aueh für freiwillige Beiträge gelten. Folgerichtig

hat auch der 12. Senat schen entschieden, daß im Falle der Be—

reiterklärnng die nachgebra0hten fre1w1111gen Be1trage 90 au“
behandeln sind, als ob sie schon während äer Zeit entrichtet

werden sind, für welehe sie nachträglich beStimmt werden ”

„(SozR_'_Art. 2 5 42 ArVNG,Bl. Aa 10 Nr. 6). Die Entscheidung'
?fdes BVAin EuM 47, 23 steht der hier vertretenen Auffassung'
ffebenscwen1g entgegen wie der Aufsatz von Mal kewita (BIV 1937,
ff77), da s1éh beide nur auf die AlterSinvalidenrente beziehen
}nnd den für_das ‚frühere Recht angencmmenen BeeOnderheiten
ifäieses "gleitenden" Versicherung3falls Rechnung tragen...

„_Nachfalle dem mußte die Revision der Beklagten in vollem'Uml '

.
fange als nnbegründet zurückgewiesen werden.'

31D1e Kostenenteche1dung beruht auf @ 193'3SGG.’
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